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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Proteste gegen Regierung eska-
lieren: Zusammenstöße bei De-
monstrationen in Bukarest

In Rumänien sind am Freitagabend Pro-
teste gegen die von der Partei der Sozial-
demokraten (PSD) geführte Regierung 

eskaliert. Etwa 100.000 Demonstranten 
waren in Bukarest u.a. gegen Eingriffe in 
die Korruptionsbekämpfung und die Un-

abhängigkeit der Justiz auf die Straße ge-
gangen. Ähnliche Kundgebungen hatte es 
auch in anderen rumänischen Städten ge-

geben. Nachdem es zu Gewaltakten aus 
der Demonstration gegen die Sicherheits-
kräfte gekommen war, räumte die rumä-

nische Gendarmerie am späten Abend 
gewaltsam den Platz des Sieges vor dem 
Regierungsgebäude, wo die Kundgebung 

stattfand. Dies geschah u.a. unter dem 
Einsatz von Wasserwerfern und Tränen-
gas. Gendarmerie und Regierung rechtfer-

tigten den Polizeieinsatz mit der von De-
monstranten ausgehenden Gewalt. Die 
Oppositionsparteien beschuldigten die 

Regierung, die Gewalt durch Provokateure 
selbst herbeigeführt zu haben. Präsident 
Klaus Iohannis verurteilte den Polizeiein-

satz scharf als unverhältnismäßige Ein-
schränkung demokratischer Rechte. Bi-
lanz des Abends: 450 Verletzte, davon 24 

Gendarmen. Die Demonstration ist ein 
Zeichen für die zunehmende Polarisierung 
der politischen Auseinandersetzung in 

Rumänien. 

Stattgefunden hatte die Kundgebungen als 
Protest vor allem der rumänischen Diaspo-
ra, die der PSD traditionell ganz überwie-
gend kritisch gegenübersteht. Dabei wurden 
aus dem Kreis der Demonstranten u.a. der 
Rücktritt der Regierung und vorgezogene 
Neuwahlen gefordert. Einer der unmittelba-
ren Anlässe dafür waren Schritte der Regie-
rung zur Einschränkung der Korruptionsbe-

kämpfung und der Unabhängigkeit der Jus-
tiz. Innerhalb der Diaspora wird die PSD als 
dominierende politische Kraft des Landes 
besonders für die wahrgenommenen Ent-
wicklungsrückstände Rumäniens im Ver-
gleich zu großen Teilen der EU verantwort-
lich gemacht. Seit der Befreiung vom Kom-
munismus ist die Bevölkerung Rumäniens 
durch starke Auswanderung von etwa 23 
auf unter 20 Millionen Menschen zurückge-
gangen. Allein in anderen Ländern der EU 
leben und arbeiten mehr als drei Millionen 
Rumänen. Im Sommerurlaub kehren viele 
Angehörige der Diaspora in die Heimat zu-
rück. Gleichzeitig sind aber auch große Teile 
der bürgerlichen Schichten Rumäniens und 
besonders Bukarests, die sich in der Ver-
gangenheit an ähnliche Demonstrationen 
beteiligt haben, ebenfalls auf Reisen. Mit 
100.000 Teilnehmern allein in Bukarest be-
zeugte die Demonstration einen für die Jah-
reszeit hohen Mobilisierungsgrad.  

Bereits in den frühen Abendstunden kann es 
zu Gewalttaten einzelner Gruppen, die Si-
cherheitskräfte im Laufe des Abends wie-
derholt attackierten. Die Gendarmen rea-
gierten darauf zunächst mit dem punktuel-
len Einsatz von Wasserwerfern und Tränen-
gas. Gegen 23 Uhr soll dann die Präfektin 
von Bukarest die Räumung des Platzes an-
geordnet haben, wobei die Gendarmerie 
gewaltsam vorging und in größerem Um-
fang auch Tränengas einsetzte, was zu der 
großen Zahl von Verletzten führte. Die Ein-
satzleitung sprach von einer Reaktion auf 
Angriffe gegen Gendarmen. Die Bilder vom 
Vorgehen der Gendarmerie wie das Verhält-
nis der Verletzten sprechen allerdings deut-
lich für ein unverhältnismäßiges Vorgehen 
der Ordnungskräfte. Dabei sprach auch die 
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Gendarmerie in ihrer späteren Bewertung 
von organisierten Provokateuren innerhalb 
einer sonst friedlichen Demonstration, warf 
den Demonstranten aber vor, sich von den 
Gewalttätern nicht klar abgesondert zu ha-
ben, um einen Zugriff zu ermöglichen. 

Die Gendarmerie rechtfertigte ihr Vorgehen 
mit den fortgesetzten Angriffen aus der 
Demonstration, die ihr keine andere Wahl 
gelassen hätten als die Demonstration zu 
beenden, um die öffentliche Sicherheit wie-
der her zu stellen. Die Innenministerin Car-
men Dan lehnte die operative Verantwor-
tung für den Einsatz ab, rechtfertigte ihn 
aber als rechtmäßig und erforderlich. Ver-
treter der Regierungsparteien PSD und der 
Allianz der Liberalen und Demokraten (AL-
DE) verteidigten das Vorgehen der Gendar-
merie und warfen Präsident Iohannis und 
den Oppositionsparteien vor, durch eine 
Kampagne gegen die Regierung für die Ge-
walt verantwortlich zu sein. Schon im Vor-
feld der Demonstration hatte Liviu Dragnea, 
der Vorsitzende der PSD und stärkste Politi-
ker in Rumänien, Präsident Iohannis be-
schuldigt, die Regierung auch mit Gewalt 
stürzen zu wollen. In dieses Narrativ fügen 
sich auch andere Stellungnahmen von Ver-
tretern der Regierungskoalition, die implizit 
oder explizit vor Gewalt bei Protesten gegen 
die Regierung gewarnt hatten. Das Szenario 
einer gewaltsam eskalierenden Demonstra-
tion, bei der die Regierung die Ordnung 
wiederherstellen müsse, war von Seiten der 
Koalition bereits vor der Kundgebung an die 
Wand gemalt worden, ohne dass es dafür 
andere Hinweise gegeben hätte. 

Aus Kreisen der Demonstranten und von der 
Opposition wird der PSD vorgeworfen, die 
Provokationen gezielt organisiert und dafür 
u.a. mit der Partei verbundene Fußball-
hooligans oder andere gewaltbereite Grup-
pen herbeigerufen zu haben. Der Vorsitzen-
de der Nationalliberalen Partei (PNL), Ludo-
vic Orban, stellte Dragnea dabei in eine Li-
nie mit den Repressionen Ceausescus und 
den berüchtigten „Mineriaden“ unter Präsi-
dent Iliescu, als in den neunziger Jahren 
regierungskritische Demonstranten durch 
gewalttätige Bergleute angegriffen wurden. 
Der Vorsitzende der Union Rettet Rumänien 
(USR), Dan Barna, forderte den Rücktritt 

der Innenministerin und die Entlassung des 
Kommandeurs der Gendarmerie und der 
Präfektin von Bukarest. Präsident Iohannis 
verurteilte noch in der Nacht die „brutale 
Intervention der Gendarmerie“ die in „in 
hohem Maße unverhältnismäßig“ zu dem 
Verhalten der großen Mehrheit der De-
monstranten gestanden habe. Dabei sprach 
er von einem Versuch, „den Willen der Men-
schen durch die Ordnungskräfte zu unter-
drücken“. Am Samstagmorgen forderte der 
Präsident den Generalstaatsanwalt auf, das 
Vorgehen der Gendarmerie und seine 
Rechtmäßigkeit zu untersuchen. 

Rumänien hat eine ausgeprägte Demonstra-
tionskultur. Die Kundgebung vom vergan-
genen Freitag ordnet sich in eine lange Rei-
he ähnlicher Protestveranstaltungen seit 
dem Antritt der gegenwärtigen Regierungs-
koalition Anfang 2017 wie bereits unter der 
letzten von der PSD geführten Vorgängerre-
gierung 2014 und 2015. Gewalt gehörte nie 
zum Stil oder zur Intention dieser Proteste. 
Entsprechende Unterstellungen an die Ad-
resse von Iohannis oder die Opposition ent-
behren jeder auch nur entfernt erkennbaren 
Grundlage. Tatsächlich kann kaum ein Zwei-
fel bestehen, dass die Intention der De-
monstration auch diesmal friedlich war, die 
Gewalt vielmehr von anderen Gruppen ge-
zielt provoziert wurde, um die Kundgebung 
zu stören. Noch für Samstagabend hatten 
die Initiatoren zu einer weiteren Großde-
monstration aufgerufen, die störungsfrei 
verlief. Auch am Sonntag protestierten wie-
der über 10.000 Menschen friedlich auf dem 
Platz des Sieges. Auch das spricht für eine 
gezielte Provokation am Freitag. 

Eine Begründung für die Notwendigkeit des 
eigenen Einsatzes im Sinne einer Abwä-
gung, dass nur durch die Auflösung der 
Demonstration größerer Schaden abgewen-
det werden konnte, gab die Gendarmerie 
nicht. Vielmehr kommt in deren Stellung-
nahmen zum Ausdruck, dass sie sich ihrem 
Selbstverständnis nach mehr dem Schutz 
von Staat und öffentlicher Ordnung vor tat-
sächlichem oder vermeintlichem Aufruhr als 
dem Schutz der Demonstrationsrechte der 
Bürger verpflichtet gesehen hat. Die dabei 
eingesetzten Kräfte stammten offenbar 
nicht aus Bukarest, sondern waren für die-
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sen Einsatz aus anderen Teilen des Landes 
in die Hauptstadt beordert worden. Bedenk-
lich ist auch, dass die Gendarmerie vor ei-
ner Beteiligung an weiteren Demonstratio-
nen unter Hinweis auf bestehende Risiken 
warnte. Offen ist noch die Frage, welche 
Wirkung der Einsatz der Gendarmerie ent-
faltet, ob er von der Teilnahme an weiteren 
Demonstrationen eher abschreckt oder für 
weitere Proteste gegen die PSD mobilisiert. 
Am Samstag forderten erneut etwa 50.000 
Demonstranten auf dem Platz des Sieges 
den Rücktritt der Regierung. 

Die Eskalation vom Freitag und die fortge-
setzten Demonstrationen bedeuten nicht, 
dass sich die rumänische Gesellschaft ins-
gesamt von der Regierungskoalition aus 
PSD und ALDE abwenden würde. Insbeson-
dere die Wählerklientel der PSD dürfte da-
von weitgehend unberührt bleiben und an-
deren, vor allem sozialpolitischen Prioritäten 
folgen. Die Proteste sind vielmehr ein Zei-
chen dafür, dass sich die politische Polari-
sierung in Rumänien zwischen der von der 
PSD dominierten Regierung und der Opposi-
tion weiter vertieft. Im Zentrum der Ausei-
nandersetzung steht dabei die Justiz. Seit-
dem sie Anfang 2017 die Regierung über-
nommen hat, zielt das Bestreben der Koali-
tion von PSD und ALDE auf Änderungen des 
in Rumänien insbesondere in Korruptionsfäl-
len sehr strikten Strafrechts sowie auf Ein-
schränkungen der Unabhängigkeit der 
Strafverfolgungsbehörden, die offenkundig 
einer stärkeren politischen Kontrolle unter-
worfen werden sollen. Gerechtfertigt wird 
das durch das Narrativ vom sogenannten 
„parallelen Staat“ – womit im Kern der Prä-
sident und die Geheimdienste gemeint sind 
-, der angeblich die Justiz gegen die Regie-
rungskoalition instrumentalisiere.  

Tatsächlich erfolgt die Korruptionsbekämp-
fung in Rumänien sehr durchgreifend. Im 
Juni wurde Dragnea selbst in erster Instanz 
zu dreieinhalb Jahren Gefängnis verurteilt, 
weil er daran mitgewirkt haben soll, dass 
die Sozialbehörde in seinem Heimatkreis 
zwei Mitarbeiter eingestellt hat, die in Wirk-
lichkeit für die PSD gearbeitet haben. Da er 
bereits eine Bewährungsstrafe in einem 
früheren Verfahren erhalten hat, müsste er 
die Strafe antreten, sollte das Urteil im Be-

rufungsverfahren bestätigt werden. Beab-
sichtigte Änderungen des Straf- und des 
Strafprozessrechts könnten aber verzögern 
oder verhindern, dass seine Verurteilung 
rechtskräftig wird. Im Juli war die Leiterin 
der Antikorruptionsbehörde DNA, Laura 
Codruta Kövesi, eine Symbolfigur für den 
Kampf gegen die Korruption, auf Betreiben 
des Justizministers infolge einer umstritte-
nen Entscheidung des Verfassungsgerichts 
entlassen worden. Im Verfahren um die 
Neubesetzung ihrer Stelle hat Justizminister 
Toader inzwischen alle Bewerber als unqua-
lifiziert abgelehnt und einen erneuten Aus-
wahlprozess angekündigt – was Vorwürfe 
aus Opposition und Zivilgesellschaft nährt, 
dass eine politische Besetzung der Funktion 
beabsichtigt sei. Vom Parlament beschlos-
sene Gesetzesänderungen, über die nach 
Klagen von Opposition und Präsident das 
Verfassungsgericht noch befinden muss, 
sollen zugleich das Ernennungsrecht des 
Präsidenten einschränken. Er könnte danach 
nur noch einmal einen Vorschlag des Jus-
tizministers ablehnen. Mittlerweile positio-
niert sich Präsident Iohannis, der bislang 
einem betont überparteilichen Amtsver-
ständnis gefolgt war, nicht nur gegen die 
Bestrebungen zur Einschränkung der Unab-
hängigkeit der Justiz und der Korruptions-
bekämpfung, sondern auch parteipolitisch 
stärker gegen die PSD. Anfang August trat 
er mit einer kämpferischen Rede auf dem 
kleinen Parteitag der PNL auf, die ihn für die 
Präsidentschaftswahl 2019 bereits erneut 
als Kandidaten nominiert hat. 

Die Auseinandersetzung um die Justiz hat 
sich auch deshalb so zugespitzt, weil sie zu-
gleich auf einer Spaltung der rumänischen 
Gesellschaft beruht, die diesem Konflikt Zü-
ge eines Kulturkampfes verleiht, dessen 
Protagonisten sich weitgehend kompromiss-
los gegenüberstehen. Für viele Intellektuelle 
und Bürgerliche in Rumänien ist die Korrup-
tionsbekämpfung nahezu synonym mit dem 
Kampf gegen die PSD. Dabei verbindet sich 
eine grundsätzliche Ablehnung der PSD, die 
als postkommunistische Partei einer bil-
dungsfernen, sozial abhängigen und rück-
wärtsgewandten Klientel wahrgenommen 
wird, mit einer tiefen Frustration über die 
dominierende Rolle der Sozialdemokraten, 
die bei Parlamentswahlen bislang ihrer 
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Wähler sehr viel effektiver zu mobilisieren 
vermochte als die bürgerlichen Parteien. 
Das Ergebnis ist ein in den bürgerlichen 
Schichten oft erschüttertes Vertrauen in Po-
litik und Demokratie insgesamt. Die Unter-
stützung für die Justiz gründet so auch da-
rin, dass ihr die Rolle eines Korrektiv ge-
genüber den Parteien in Allgemeinen und 
der PSD im Besonderen zugeschrieben wird. 
Der Rechtstaat wird dabei von vielen primär 
weniger in seiner Schutzfunktion für den 
Bürger, sondern als Instrument zur Bestra-
fung und Unschädlichmachung tatsächlich 
oder vermeintlich Schuldiger gesehen. Bei 
den Protesten gegen die Regierungskoalition 
sind daher politische und rechtstaatliche 
Forderungen kaum zu unterscheiden. Cha-
rakterisierungen der PSD als „Diebe“ und 
„Analphabeten“ verbinden sich dabei mit 
Forderungen nach Neuwahlen und „Gefäng-
nis für Dragnea“. 

Diese Gemengelage an Motiven erschwert 
die Verteidigung rechtsstaatlicher Prinzipien 
und der Unabhängigkeit der Justiz eher. 
Denn sie schreibt der Strafverfolgung und 
Justiz zum Teil eine Rolle zu, die sie in ei-
nem Rechtsstaat nicht erfüllen kann. Umge-
kehrt trägt sie dazu bei, dass das Narrativ 
vom „parallelen Staat“ innerhalb der Anhä-
ngerschaft der PSD überhaupt Glaubwürdig-
keit erlangen kann. Zugleich dürfte das sehr 
restriktive Strafrecht – und dabei auch die 
Anklage gegen Dragnea als paradigmati-
scher Fall, unabhängig von Tatbestand und 
Gesetzeslage – teilweise zur einer subjekti-
ven Verunsicherung vieler Politiker inner-
halb der PSD, aber auch darüber hinaus 
beigetragen haben. Das erklärt auch die 
weitgehende Geschlossenheit, mit der die 
PSD und ihre Koalitionspartner die Ände-
rungen des Strafrechts und der Justizver-
fassung vorantreiben. 

Dabei sollten die anhaltenden Auseinander-
setzungen um die Korruptionsbekämpfung 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
Korruptionsbekämpfung in Rumänien bis-
lang sehr effektiv erfolgt ist. Gerade im 
rechtstaatlichen Bereich hat Rumänien gro-
ße Reformfortschritte erzielt. Justiz- und 
Strafverfolgungsbehörden sind tatsächlich in 
hohem Maße unabhängig und arbeiten pro-
fessionell. Aufgrund von Korruptionsvorwür-

fen sind zahlreiche Amts- und Mandatsträ-
ger angeklagt und verurteilt worden. Das 
Beispiel Dragnea hat nicht zum ersten Mal 
gezeigt, dass niemand mehr sakrosankt ist, 
auch nicht die mächtigsten Politiker und die 
Inhaber höchster Ämter. Das Vertrauen, das 
große Teile der bürgerlichen Schichten in 
die Justiz setzen, ist ebenso eine Reaktion 
auf diese Effektivität der Justiz und der Kor-
ruptionsbekämpfung wie, in entgegenge-
setzter Richtung, die Bestrebungen der Re-
gierungskoalition zu Änderungen des Straf-
rechts und der Justizverfassung. Die politi-
sche Auseinandersetzung hat sich mittler-
weile so verschärft, dass eine Verständi-
gung oder auch nur eine Deeskalation die-
ses Konfliktes derzeit nicht abzusehen ist. 
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